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Frau Taubert, handeln, und zwar gemeinsam, auch 
hier über den Landtag und gemeinsam mit den 
Verbänden. Daran hapert es im Moment, so scheint 
mir. Einfach nur eine förmliche Umsetzung, sozusa-
gen auf die lange Bank zu schieben, zu warten bis 
der Bund reagiert, ist mit uns nicht zu machen. 

Punkt 4: Das ist die Berichterstattung, die Sie in den 
Antrag geschrieben haben. Hier, denke ich, ich habe 
lange über diesen Punkt nachgedacht, haben Sie 
wirklich, werte Kollegen von der CDU und SPD, die 
UN-Konvention noch nicht richtig verinnerlicht.  

(Beifall DIE LINKE) 

Die Menschen mit Behinderungen wollen nicht als 
Teil eines Sozialberichts gehandhabt werden. Sie 
möchten einen eigenständigen Bericht, denn sie 
gehören zu einer Querschnittsaufgabe. Sie sind nicht 
Anhängsel vom Sozialen, sondern hier brauchen wir 
einen eigenständigen Bericht. 

(Beifall DIE LINKE) 

Aus diesen Gründen, die ich gerade alle genannt 
habe, habe ich meiner Fraktion empfohlen, Ihren Al-
ternativantrag, der wirklich keine Alternative zu unse-
rem Antrag darstellt, nicht mit anzunehmen. Wir 
werden Ihrem Antrag nicht zustimmen. Ich bitte Sie 
einfach, sich auch noch einmal unseren Antrag an-
zuschauen, er ist der weitergehende. Ich plädiere 
dafür, unseren Antrag anzunehmen, Ihrer würde 
demnach nicht abgelehnt, unserer wird angenom-
men; denn er ist wirklich der weiterführende. Mit dem 
Bericht oder mit dem Alternativantrag von CDU und 
SPD ist für meine Begriffe ein kläglicher Versuch, die 
behindertenpolitische Kompetenz ihrerseits zu formu-
lieren, gescheitert. Danke schön. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)  

Präsidentin Diezel: 

Vielen Dank Frau Abgeordnete Stange. Es spricht zu 
uns der Abgeordnete Günther von der CDU-Fraktion. 

Abgeordneter Günther, CDU: 

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, sehr geehrter Herr Dr. Brockhausen, bevor 
ich zum Inhalt des Antrags komme, vielleicht ein Wort, 
Frau Kollegin Stange. Wir sind ja als Sozialpolitiker 
nicht so die gegenseitig beißenden, aber in einem 
Punkt will ich Ihnen auch ohne Weiteres recht geben 
und das hier sagen, Lyrik und Semantik aus den An-
trägen raus, das ist okay, aber klären Sie das mal 
in Ihren Reihen, dann werden die Plenarsitzungen 
auch wieder kürzer und wesentlich inhaltsreicher. 

Dann macht es auch ein ganzes Stückchen weit 
mehr Spaß.  

(Beifall CDU) 

Zu unserem Antrag komme ich dann am Ende noch 
mal. In unserem Koalitionsvertrag haben wir, die CDU 
und die SPD, die Umsetzung der UN-Konvention 
über die Rechte behinderter Menschen festgeschrie-
ben. Die ist ja inzwischen geltendes Recht. Auch 
da bin ich bei Ihnen, es ist richtig, die UN-Konvention 
ist ein Meilenstein und ist ein richtungsweisendes 
Instrument. Da sind wir beieinander. 

Was heißt das für den Freistaat? Wir stehen zu den 
Menschenrechten, die wir für Menschen mit Behin-
derungen sicherstellen. Wir arbeiten daran, Benach-
teiligungen zu verhindern, wo es nicht schon gesche-
hen ist, und bessern nach, wenn es nötig ist. Wir 
treffen Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstige 
Maßnahmen, damit die UN-Konvention realisiert wer-
den kann, aber eben nicht im sogenannten Schweins-
galopp. Denn es ist ein äußerst sensibles Thema zu-
mindest für mich. Das wissen Sie auch.  

Wir werden demgemäß, wie in der Behinderten-
rechtskonvention gefordert, alle uns zur Verfügung 
stehenden, geeigneten Maßnahmen zur Änderung 
oder Aufhebung bestehender Gesetze, Verordnun-
gen, Gepflogenheiten und Praktiken treffen, die eine 
Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen 
darstellt. Das ist nicht neu und stellt für uns nicht mal 
eine Umstellung dar. Generell dürfte klar sein, die 
Rechte der Menschen mit Behinderungen und deren 
gleichberechtigte Teilhabe liegen uns allen sehr am 
Herzen. Das werden wir als CDU-Fraktion auch in 
den kommenden Haushaltsgesprächen zeigen, dass 
das durchaus möglich ist. Wir werden hier wieder 
für eine Erhöhung des Blindengeldes uns einsetzen, 
und zwar ohne den Haushalt zu erweitern. Wir wer-
den gemeinsam, Herr Barth hat ja schon 1 Mio. ge-
funden, da werden wir den Rest auch noch finden, 
wie wir das umschichten und das dann möglich ma-
chen können. Ich denke, dabei wird uns auch die 
Ministerin unterstützen. 

Und doch werden wir Ihren Antrag ablehnen und 
werben stattdessen um Zustimmung für unseren 
Alternativantrag. Damit folgen wir übrigens dem Vo-
tum des Facharbeitskreises. Deshalb können Sie von 
mir gar nichts anderes hier erwarten. Die Gründe da-
für liegen klar auf der Hand. Es sind nicht die inhalt-
lichen Vorgaben als solche, es sind Ihre zeitlichen 
Vorstellungen, die zur Ablehnung führen müssen. 

Das fängt mit dem Behindertenbericht an, der bis 
Mai 2011 einfach so nicht zu realisieren sein wird, 
jedenfalls nicht, wenn man etwas mehr als reines 
Zahlenwerk und Statistik erhalten möchte, zumal 
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nicht alles, was in einem solchem Bericht von Inte-
resse ist, überhaupt in Zahlen erfasst wird oder er-
fasst werden kann. In so kurzer Zeit kann keine gut 
durchdachte Evaluierung erfolgen, die ein echtes 
Stimmungsbild aus Sicht der Betroffenen erfasst. 
Denn die Evaluationsmethoden sind keine fertigen 
Instrumente, sie müssen je nach Situation maßge-
schneidert oder angepasst werden. Gerade im Be-
reich der Behindertenpolitik sollte es uns das wert 
sein, besonders im Hinblick auf die zu ziehenden 
Konsequenzen. Wir können sonst schnell ein fal-
sches Bild erhalten bzw. ein falsches Bild vermit-
teln. Ich sage es Ihnen so, wie es ist, wie ich es 
sehe, mir ist es tausendmal lieber, ich warte eine 
Zeit länger auf den Bericht und habe dann ein Pa-
pier in der Hand, das sein Geld - wie man so schön 
sagt - auch wert ist, als jetzt mit dem Kopf durch 
die Wand zu gehen und darauf zu drängen, es 
muss nun bitte bis nächstes Jahr fertiggestellt sein 
und den Informationsgehalt können wir ein biss-
chen vernachlässigen bzw. man stellt dann verwun-
dert fest, dass leider doch nicht alles Wesentliche 
erfasst werden konnte und fängt womöglich von 
vorne an oder bessert in wesentlichen Punkten nach. 
So geht es weiter zum sogenannten Normencheck, 
der auch wieder jetzt sofort alle Gesetze, Vorschriften 
und Verwaltungsakte der Vergangenheit überprüft ha-
ben möchte. Sagen Sie bitte nicht, dass von „sofort“ 
keine Rede war. Die Debatte im Ausschuss hat klar 
und deutlich gemacht, dass genau das Ihnen vor-
schwebt. Ich war selbst nicht dabei, ich musste das 
nachlesen. Ihre Worte waren, dass man jetzt anfan-
gen muss, jetzt sofort, und nicht erst in Monaten 
oder gar in einem Jahr. Das machen wir übrigens, 
indem wir alle Gesetze und Rechtsverordnungen, 
die auslaufen, unter diesen Gesichtspunkten auf den 
Prüfstand hinsichtlich der Diskriminierung von Men-
schen mit Behinderungen stellen lassen. Damit fan-
gen wir erst jetzt an. Genau genommen haben wir 
das bereits seit einigen Jahren im Gleichstellungs-
gesetz, siehe § 9, auch verankert. Da Ihnen, meine 
Kollegen der Linkspartei, das zu lange dauert, kann 
ich nur feststellen, Sie wollen die Überprüfung jetzt 
sofort und für alle Gesetze, Richtlinien, Vorschriften 
und Verwaltungsakte. Gedanken über das Wie, wie 
wir das erreichen, braucht man sich als Opposition 
ja nicht zu machen. Das, was Sie fordern, wird aber 
schlicht nicht möglich sein. Egal, fordern kann man 
es erst einmal und dann schauen wir mal. Sollten 
hingegen konkrete Anhaltspunkte vorliegen, dass 
eine Rechtsnorm gegen die UN-Konvention ver-
stößt, ist diese für sich genommen allerdings sehr 
wohl umgehend zu prüfen und da sind wir klar 
beieinander. Aber das braucht auch seine Zeit und 
das hat mit Ausflüchten überhaupt nichts zu tun. 
Ebenfalls vorpreschen möchten Sie mit einem Lan-
desaktionsplan zur Umsetzung der Konvention, ohne 
auf den nationalen Aktionsplan zu warten. Nur weil 
dies in Rheinland-Pfalz so gehandhabt wird, reicht 

für mich persönlich nicht als Begründung.  

Zu bedenken ist, dass die UN-Konvention nicht nur 
klassischerweise Basis für Eingliederungshilfe, Pflege 
und Betreuung ist, sondern vielmehr auch Maßstab 
für die gesamte Gesetzgebung, sofern sie Menschen 
mit Behinderungen betrifft und überhaupt jedes 
Rechtsreformvorhaben sein muss, will man unein-
geschränkte Teilhabe in allen Bereichen des Lebens 
und selbstbestimmte Lebensführung erreichen. Es 
ist sinnvoll, angesichts der Vielfältigkeit und des An-
spruchs in dieser Frage auf einen nationalen Aktions-
plan zu warten und anschließend entsprechende 
Konsequenzen für den Freistaat zu ziehen. Im Üb-
rigen wird am Ende dieses Jahres das Gleichstel-
lungsgesetz evaluiert. Wir wollen hierin besonders 
die Betroffenen und deren Organisationen im Rah-
men eines Fachforums - sie haben es schon ange-
sprochen - einbeziehen. Wir wollen gerade hier die 
Erfahrungen und Wünsche des Behindertenbeauf-
tragten unbedingt mit einbeziehen. Auf diese Weise 
können wir zu einer ordentlichen Umsetzung der UN-
Konvention kommen. Sie wollen doch sonst immer, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, eine mög-
lichst breite Debatte. Es verwundert mich schon, dass 
Sie ausgerechnet hier - ich habe es schon gesagt - 
mit dem Kopf durch die Wand und eine schnelle los-
gelöste Entscheidung herbeiführen wollen. 

(Beifall CDU) 

Generell ist es uns wichtig, dass auch der Landes-
aktionsplan nicht an den Betroffenen vorbei geregelt 
wird. Sie sollen, wie es die Konvention auch vorgibt, 
bei dem gesamten Umsetzungsprozess und der Er-
stellung des Berichts intensiv alle mit einbezogen 
werden. Dies haben wir alles in unserem Alternativan-
trag so festgehalten und bitten deshalb um Zustim-
mung des Hohen Hauses für unseren Alternativan-
trag. Vielen Dank. 

(Beifall CDU) 

Präsidentin Diezel: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Günther. Als Nächs-
ter spricht der Abgeordnete Kemmerich von der FDP-
Fraktion. 

Abgeordneter Kemmerich, FDP:  

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, liebe wenige Gäste, bei dem Antrag der 
LINKEN soll der Eindruck erweckt werden, dass wir 
mit einem Papier diese Probleme lösen. Nach unse-
rer Auffassung ist das zu kurz gedacht, zu kurz ge-
sprungen. Die Fragen, die einer Lösung bedürfen, 
sehen wir als permanenten Prozess und als perma-
nenten Dialog mit den Leuten, die betroffen sind. 


